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U M D
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Margentarife 

erster Schritt zur Gemeinsamkeit?
Professor Dr. Rainer Willeke, Köln

Die Verkehrspolitik für den Integrationsraum 
der EWG steht in der kritischen und wahr­

scheinlich entscheidenden Runde. Gemessen an 
den ursprünglichen Erwartungen und Fristvorstel­
lungen bietet die verkehrspolitische Zwischen­
bilanz von zehn Jahren zwar ein randvolles Bild 
der Enttäuschung. Schaut man jedoch auf den 
Tiefpunkt der Verwirrung, Verärgerung und Rat­
losigkeit, der in den Jahren 1964/65 erreicht war, 
so zeichnen sich inzwischen doch die Umrisse 
eines neuen und chancenreicheren Vorstoßes ab ’). 
Nationale Sonderregelungen, die wie das Ver­
kehrspolitische Programm der Bundesregierung 
bereichsweise gegen die Integrationslinie ver­
stoßen, sind kein wirkliches Gegenargument, son­
dern eher als Symptom und Warnzeichen anzu­
sprechen. Denn der um die Verbotsliste gekürzte 
Leber-Plan zielt auf Zeitgewinn und damit auf ge­
meinsame Lösungen; dies wird an der Befristung 
der steuerlichen Sonderbelastung des Güterfern­
verkehrs mit Kraftfahrzeugen und an den ausge­
sparten Regelungen etwa zur Wegekostenfrage 
und zur Preispolitik deutlich )̂. Es wird sich in den 
Jahren 1969 und 1970 entscheiden müssen, ob zu­
mindest das der erreichten Zollunion funktions­
notwendig entsprechende Minimum an gemein­
samer Verkehrsordnung zustande kommt. Dazu 
gehören die Angleichung der externen Wettbe­
werbsbedingungen und die ablaufspolitischen 
Regelungen für die Organisation und Funktions­
weise der Verkehrsmärkte. Bleibt auch dieser An­

lauf stecken, so klafft eine wesentliche Lücke im 
Integrationskonzept, was zusammen mit den neuen 
währungspolitischen Dirigismen nicht nur das Ziel 
der letzten Obergangsstufe verfehlen ließe, son­
dern überhaupt einen breiten protektionistischen 
Gegenschlag auslösen könnte.

Harmonisierung kontra Liberalisierung

Für die bisherigen Mißerfolge auf dem Weg zu 
einer gemeinsamen Verkehrspolitik gibt es zahl­
reiche Gründe. Vor allem ist das Beharrungsver­
mögen der etablierten und streng einzelstaatlich 
konzipierten Verkehrsordnungen unterschätzt und 
die Möglichkeit, auch für extrem divergierende, 
mit nationalen und gruppenmäßigen Sonderinter­
essen durchsetzte Ordnungsvorstellungen trag­
fähige Kompromisse zu finden, überschätzt wor­
den. Tatsächlich sind bislang auch alle Versuche 
und Bestrebungen gescheitert, den Einzelmaßnah­
men zur Verkehrsordnung ein ordnungspolitisches 
Leitbild voranzustellen )̂. Zwar wird von keiner 
Seite ernsthaft bestritten, daß die Grundrichtung 
des Römischen Vertrages und zugleich auch die 
praktische Aufgabe, gemeinsame Verkehrsmärkte 
herzustellen, eine L i b e r a l i s i e r u n g  der Ver­
kehrsordnungen und damit eine Überstellung der 
„staatlich geführten nationalen Binnenverkehrs­
kartelle“ (Jürgensen/Aldrup) in funktionsfähigen 
Wettbewerb verlangen. Doch neben Einzelkontro­
versen, wie der über die Gültigkeit der allgemei­
nen Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages für

') Als Durchbruch darf die Harmonisierungsentscheidung des 
Ministerrats vom 24. 5. 1965 gelten. Vgl. A. F r o h n m e y e r :  
Stand und Entwicklungstendenzen der gemeinsamen Verkehrs­
politik in der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Zeitschrift 
für Verkehrswissenschaft, 36. Jg. (1965), S. 219 ff., und H. J ü r - 
g e n s e n / D .  A l d r u p :  Verkehrspolitik im europäischen In­
tegrationsraum, Baden-Baden 1968.
2) Zur volkswirtschaftlichen Problematik des Verkehrspoiitischen 
Programms vgl. u. a. W. H a m m :  Schwächen einer unkoordi­
nierten Branchenpolitik. Ordo XIX (1968). S. 6 3 ff., und R. W i l ­
l e k e :  Leber-Plan. Lösung der Verkehrsprobleme? W IRT­
SCHAFTSDIENST, 47. Jg. (1967), H. 11.

3) Während die von den europäischen Behörden zunächst als 
„Ordnungsphilosophie“ herangezogenen Kapteyn-Berichte aus den 
Jahren 1957 und 1961 den angesprochenen ökonomischen und 
politischen Entscheidungsproblemen einfach nicht gerecht wur­
den, blieb das von der EWG-Kommission bestellte Sachverstän- 
digen-Gutachten vom 18. 10. 1964 ( A l l a i s .  D e l  V i s o o v o ,  
D u q u e s t r e  d e  l a  V I n e l l e ,  O o r t .  S e i d e n f u s :  
Möglichkeiten der Tarifpolitik im Verkehr) auf einem so hohen 
Abstraktionsniveau stehen, daß offensichtliche ordnungspolitische 
Meinungsverschiedenheiten im Gutachterkreis durch die Darbie­
tung hypothetischer Alternativen eher überdeckt als ausdiskutiert 
scheinen.
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den Verkehrsbereich''), bildete vor allem der Hin­
weis auf die H a r m o n i s i e r u n g  der Wettbe­
werbsbedingungen, die der Liberalisierung voran­
zugehen oder diese zumindest im Gleichschritt zu 
begleiten habe, die entscheidende Bremse. Der 
Optimismus der ersten Runde, schnelle partielle 
Liberalisierungsschritte und insbesondere die Auf­
lockerung bestehender Preisbindungen würden 
im Sog adäquate Harmonisierungsschritte erzwin­
gen, verblaßte vor der Schwierigkeit einzelner 
Sachkomplexe (Eisenbahnsanierung in Verbin­
dung zur Infrastrukturfrage), mehr aber noch vor 
den Widerständen partikularer politischer und 
wirtschaftlicher Interessen.

Interessenpolitik

Das Harmonisierungsdekret des Ministerrates vom 
24. Mai 1965 brachte zwar den Fortschritt einer 
Richtungsentscheidung, denn der beschlossene 
sachliche und zeitliche Stufenplan zur Reform der 
Verkehrsmärkte weist eindeutig auf wettbewerbs­
wirtschaftliche Lösungen. Bel den konkreten Ein­
zelfragen bestehen jedoch die alten Meinungsver­
schiedenheiten und die Suche nach gemischten 
Kompromißformeln weiter. Symptomatisch ist das 
neueriich wieder verstärkte Bestreben der Eisen­
bahnverwaltungen, ihren „Auftrag zur Daseins­
vorsorge“ gegenüber der Zielsetzung kommer­
zieller Betriebsführung in den Vordergrund zu 
rücken. Bemerkenswert ist ferner die in Bonn und 
Brüssel verfolgte Taktik, bei den Überiegungen 
zur Lösung der Wegekostenfrage einen Trenn- 
strich zwischen dem ökonomischen Problem der 
„Wegekostenrechnung“ und dem politischen Pro­
blem der „Wegekostenanlastung“ zu ziehen, ob­
wohl die hier bestehende Interdependenz und 
Präjudizierung von niemandem übersehen werden 
kann. Schließlich haben auch die mit dem Margen­
tarifkonzept verbundenen Schritte zur Auflocke­
rung und Vereinheitlichung der Preisbildungs­
systeme den Charakter der Voriäufigkeit, und dies 
nicht etwa nur wegen der vorgesehenen Be­
fristungen, sondern mehr noch aus der Konstruk­
tion dieses im Grunde paradoxen Vorschlags her­
aus.
Die erste initiative der EWG-Kommission vom 
10. Mai 1963, mit einem Verordnungsvorschlag 
über die Einführung obligatorischer Margentarife 
für den Güterverkehr der Eisenbahn, des Straßen­
verkehrs und der Binnenschiffahrt ein einheit­
liches Preisbildungssystem herzustellen, schei­
terte äußerlich gesehen am Widerspruch der nie-
'•) Die Meinungsverschiedenheiten zwischen der Kommission und 
der Ratsmehrheit dürften auch nach der Ratsentscheidung vom 
19. Juli 1968 über die Anwendung von Wettbewerbsregeln auf 
dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschltfsverl<ehrs 
noch nicht als überwunden gelten, da diese, im Gegensatz zur 
grundlegenden Verordnung Nr. 17, einen sehr umfangreichen und 
zudem dehnbaren Katalog von Ausnahmen zur allgemeinen Kar­
tellregelung anbietet. Vgl. H.-R. W a t e r m a n n :  Kartellrege­
lung und gemeinsame Verkehrspolitik, Zeitschrift für Verkehrs­
wissenschaft, 39. Jg. (1968), S. 131 ff.

deriändischen Regierung, die insbesondere die 
freie Frachtenbildung für den grenzüberschreiten­
den Rheinschiffahrtsverkehr unangetastet wissen 
wollte. Der eigentliche Grund des Fehlschlags lag 
jedoch in eklatanten Mängeln des angeregten 
Systems.

Schema der Margentarife

Nach dem damaligen Vorschlag der EWG-Kom­
mission sollten gleichzeitig und möglichst gleich­
förmig für den nationalen und den grenzüber­
schreitenden Güterverkehr aller drei Binnenver­
kehrsträger verbindliche, genehmigte und ver­
öffentlichte Tarifbänder mit Spannweiten zwischen 
10 und 30 Prozent eingeführt werden, wobei die 
Festlegung der Preise innerhalb der Marge den 
freien Marktentscheidungen Vorbehalten blieb. 
Dieses System von Höchst-Mindestpreisen sollte 
die bis dahin geltenden Festpreise ablösen, aber 
auch für diejenigen Marktbereiche angewendet 
werden, wo noch eine ungebundene Preisbildung 
bestand. Einem solchen uniformen Schema wurde 
die Fähigkeit zugeschrieben, gleichermaßen das 
erwünschte Maß an Preisbeweglichkeit zuzulassen, 
wie „übermäßige“ Ausschläge nach oben und un­
ten zu verhindern. Die Obergrenze sollte dabei 
den Machtmißbrauch marktbeherrschender Unter­
nehmen ausschließen, wobei hauptsächlich an die 
Tarifdifferenzierung und den internen Veriustaus- 
gleich der Eisenbahn gedacht war; die Unter­
grenze wurde mit der Notwendigkeit begründet, 
der Gefahr einer ruinös-unwirtschaftlichen Wett­
bewerbsübersteigerung zu begegnen. Pate dieses 
Ansatzes war offenkundig die simple Philosophie 
von den „Besonderheiten der Verkehrsmärkte“, 
die vermeintlich sowohl monopolistischen Markt­
mißbrauch wie ruinösen Substanzverkehr erwar­
ten lassen. Margentarife sollten beide Gefahren 
bannen; sie wurden zugleich als ein handlicher 
politischer Kompromiß zwischen Festpreisen und 
freien Marktpreisen angeboten.

Schlüsselposition der Eisenbahntarife

Dieser treuherzige Entwurf machte es der Kritik 
leicht^). Denn wie immer es auch im Einzelfall um 
die Stabilität und Funktionsfähigkeit von Verkehrs­
märkten bestellt sein mag, so ist doch kaum vor­
stellbar, daß für bestimmte Preisbildungsbereiche 
beide Gefahren gleichzeitig relevant sein könnten, 
es käme vielmehr, je nach der besonderen Lage, 
entweder eine Höchstpreis- oder eine Mindest­
preisregelung in Betracht‘). Zudem ist die empi-
5) Vgl. u. a. w. H a m m ;  Preise als verkehrspolitisches Ord­
nungsinstrument, Heidelberg 1964; W. B ö t t g e r ,  P. S c h u l z -  
K i e s  o w : Zur Frage der Einführung des Margentarifsystems, 
Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 34. Jg. (1963), S. 212 ff., und 
R. W I I I e k e ; Margentarife — ein Weg zur Wettbewerbsord­
nung des Verkehrs? Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 35. Jg. 
(1964), S. 71 ff.
)̂ Zu diesem Schluß kommt auch das genannte Sachverständigen­

gutachten über „Möglichkeiten der Tarifbildung im Verkehr“, 
Kap. 32.

82 WIRTSCHAFTSDIENST 1969/11



VERKEHRSPOLITIK

rische Basis für eine Identifizierung und Gewich­
tung monopolistischer Marktpositionen äußerst 
spärlich und speziell im Hinblick auf möglicher­
weise verbliebene Machtreservate der Eisenbahn 
höchst willkürlicher Beurteilung ausgesetzt. Tat­
sächlich konzentriert sich die preispolitische Dis­
kussion auch fast ausschließlich auf die Unter­
grenze eines kohärenten und funktionsfähigen 
Preissystems für Verkehrsleistungen und Infra­
strukturnutzungen. Daß hierbei die Eisenbahn­
tarife nach wie vor eine Schlüsselstellung einneh­
men, erklärt sich aber kaum aus mißbräuchlichem 
internem Kosten- und Erlösausgleich, sondern 
schlicht aus der fehlenden Konkursfähigkeit, d. h. 
aus der Möglichkeit einer Verlustabwälzung auf 
den Staat. Dies ist indessen ein generell bedeut­
sames Harmonisierungsproblem und verbunden 
mit der Wegekostenfrage überhaupt die entschei­
dende Harmonisierungsaufgabe, die sich nicht 
erst mit der Kalkulation einer Margenuntergrenze 
stellt, sondern auch im System von Festpreisen 
etwa bei der Einrichtung oder Senkung von Wett­
bewerbstarifen gelöst werden muß.

Streit um die Untergrenze

Die Kritik der Verkehrsträger am Margentarif­
system pflegt von der These auszugehen, daß ein 
Bedürfnis nach preispolitischer Stützung von Ver­
kehrsmärkten bei latentem Kapazitätsüberhang 
bestehe und daß ein solcher Angebotsdruck heute 
für die wichtigsten Bereiche des Binnenlandver­
kehrs tatsächlich kennzeichnend sei. Die Binnen­
schiffahrt leide an technischen und organisato­
rischen Starrheiten des Angebots, der Straßen­
kraftverkehr an der verführerischen Leichtigkeit 
des Marktzutritts und die Eisenbahn an der Ge­
samtsituation ihrer Anpassungsaufgabe. Da zu­
dem die Nachfrageseite oft einen im Vergleich 
zum Angebot höheren Konzentrationsgrad auf­
weise, würde bei der Einrichtung von Tarifmargen 
die tatsächliche Preisstellung auf die Untergrenze 
gedrückt und dort erstarren. Von wirklicher Preis­
flexibilität könne deshalb keine Rede sein. Würde 
die Untergrenze der Tarifbänder unter die vorher 
geltenden Festpreise angesetzt, so wären Margen­
tarife lediglich ein verschleierter Weg zu allge­
meinen Tarifsenkungen mit steigendem Eisen­
bahndefizit und ruinösem Druck auf das private 
Verkehrsgewerbe.

Diese Argumentation stellt nun gewiß eine vor­
schnelle Verallgemeinerung von Einzelerfahrun­
gen dar. Denn das Problem struktureller Über­
kapazitäten besteht nicht generell; und wo es auf- 
tritt, hat es durchaus abgestufte Bedeutung. Wäh­
rend in den zahlreicher werdenden und expandie­
renden Teilmärkten für spezialisierte Verkehrs­
dienste eher Engpaßerscheinungen charakteri­
stisch sind, konzentriert sich der Druck von Ange­

botsüberhängen auf die schmaler werdenden un­
differenzierten Marktbereiche. Die Herstellung 
stabiler und funktionsfähiger Verkehrsmärkte ist 
deshalb kein einheitlich gestelltes und einförmig 
zu lösendes Problem; Unterschiede bestehen so­
wohl für die einzelnen Verkehrsträger wie für die 
konkreten Teilmärkte des Verkehrsmitteleinsatzes. 
Gleichwohl führt die These von der Preisgravita­
tion zur Margenuntergrenze an den Kern der Ord­
nungsaufgabe.

Kapazitätssiclierung und Kapazitätsabbau

Der Mindestpreis des Tarifbandes soll unwirt­
schaftlichen Wettbewerb verhindern, also leistungs­
mindernden Substanzverzehr und funktionslose 
Einkommenssenkungen. Handelt es sich als Ur­
sache nur um einen vorübergehenden saisonalen 
oder zyklischen Beschäftigungsschwund bei nach­
haltig richtiger Kapazitätsbemessung, so ist die 
Aufgabe einer preispolitischen Marktstützung ver­
hältnismäßig leicht zu lösen. Während die zuge­
lassene Preisreduktion am Ziel einer optimalen 
Kapazitätsnutzung auszurichten wäre, hätte die 
Begrenzung durch den Mindestpreis der Kapa-

Schhften zur 
Buchmarkt-Forschung
Herausgegeben von Prof. Dr. Peter Meyer-Dohm und 
Dr. Wolfgang Strauß in Zusammenarbeit mit dem Institut 
für Buchmarkt-Forschung in Hamburg

m

Band 10
Robert Escarpit, Die Revolution des Buches 
144 Seiten mit Tabellen und Schaubildern. Einer der profi­
liertesten Fachleute Frankreichs untersucht in dieser geist­
reichen Studie die revolutionierende Entwicklung des 
Buches und des Buchwesens in unserer Zeit.
Kartoniert 18 DM
Band 11
Prof. Dr. Peter Meyer-Dohm
Buchhandel als kulturwirtschaftliche Aufgabe
224 Seiten mit Tabellen und Quellennachweis. Was hat den 
Vorrang, »Buch« oder »-handel«, die kulturellen oder die 
ökonomischen Aufgaben des Buchhandels? Weit spannt 
sich der Bogen der Themen: von Rationalisierung, Buch­
marktanalyse und Preisbindung über die Bedeutung von 
Buchgemeinschaften bis zu den speziellen Aufgaben des 
Buchhandels im Bereich der Hochschule oder in Entwick­
lungsländern. Kartoniert 28 DM
»Diese Reihe ist auf dem besten Wege, sich dem Fachmann 
unentbehrlich zu machen.« Der neue Vertrieb, Flensburg
Im Buchhandel erhältlich.

Verlag für 
Buchmarkt-Forschung
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zitätssicherung zu dienen. Schwieriger und kom­
plexer stellt sich das Problem jedoch dann, wenn 
im Wettbewerbsvollzug Kapazitätsbereinigungen 
und Strukturverbesserungen durchgesetzt werden 
müssen. In diesen Fällen ist der nach unten be­
grenzte Preisbildungsspielraum mit einer doppel­
ten Aufgabe konfrontiert; neben die Forderung 
nach optimaler Nutzung der jeweils vorhandenen 
Kapazität tritt die Notwendigkeit des Kapazitäts­
abbaus, wobei dieser jedoch in der Weise und in 
dem zeitlichen Rahmen zu erfolgen hat, daß best­
mögliche Voraussetzungen für die Wiedergewin­
nung eines stabilen Marktausgleichs geschaffen 
werden.
Für diese Im Grunde dynamische und antizipative 
Aufgabenstellung bilden Kostengrößen keine aus­
reichende und vor allem keine eindeutige Refe­
renzbasis. Zwar wird man Unternehmungen, die 
durch Konkurrenzdruck oder weichende Nach­
frage bedrängt sind, in der Regel nicht verwehren 
können, den Preis notfalls bis zu jener Unter­
grenze der beschäftigungsabhängigen Stückkosten 
zu senken, die gerade noch ein Verbleiben im 
Markte gestattet. Wichtiger ist in dieser Lage je­
doch, daß der Prozeß der Kapazitätsselektion in 
Gang kommt und zielrichtig abläuft. Dies aber 
kann für wesentliche Teile des Verkehrsbereichs 
durch die Steuerungskraft der Preise allein nicht 
erwartet werden. Die preispolitischen Vorkehrun­
gen müssen hier durch direktere kapazitätsbeein­
flussende Maßnahmen ergänzt werden.

Diese Schlußfolgerung ist bislang für die Binnen­
schiffahrt am nachdrücklichsten vorgetragen und 
am ausführlichsten diskutiert worden, und zwar 
sowohl für den kurzfristigen Ansatz von Abwrack­
aktionen und temporären Stillegemaßnahmen wie 
auch in längerfristiger Sicht für organisatorische 
Verbesserungen der Investitionsplanung. Beim 
Güterkraftverkehr steht dagegen die Aufgabe im 
Vordergrund, durch eine Abkehr von der starren 
und strukturverschlechternden Globalkontingentie­
rung zuerst einmal die Voraussetzungen für die 
Bildung arbeitsfähiger Märkte zu schaffen. Bei der 
Eisenbahn endlich muß die Tarifpoiitik eindeutig 
in den Gesamtzusammenhang eines strukturellen 
Anpassungs- und finanziellen Sanierungspro­
gramms eingebettet werden.

Neues Margentariisystem

Die erste Margentarifvorlage scheiterte, weil das 
uniforme Preisbildungsschema der differenzierten 
Gestalt und den damit unterschiedlichen Ord­
nungsansprüchen der Verkehrsmärkte nicht ge­
recht wurde und weil diese preispolitische Initia­
tive ohne ausreichende und zeitlich koordinierte 
Verknüpfung mit Lösungen zum Harmonisie­
rungskomplex vorgetragen worden war. Diese Er­
fahrung ermöglichte eine zweite, wesentlich ver­

änderte Vorlage, die nach umfangreichen Bera­
tungen zwischen Vertretern der Kommission und 
der fünf Regierungen am 22. Juli 1965 vom Mini­
sterrat grundsätzlich genehmigt und durch einen 
Vorschlag der Kommission vom 27. Oktober 1965 
ausgeformt wurde )̂.

Das neue Konzept hat den Vorzug eines pragma­
tischen und elastischen Ansatzes sowie einer 
klareren Richtungsentscheidung. Es sieht ein Vor­
gehen in zwei Dreijahresstufen, eine zumindest 
zunächst unterschiedliche Behandlung von grenz­
überschreitendem und nationalem Verkehr sowie 
eine Berücksichtigung der für die Verkehrsträger 
zur Zeit bestehenden Preisbildungsform vor. Obli­
gatorische Margentarife mit nunmehr einheitlicher 
Spanne von 2 0 %  sollen in der ersten Stufe für 
den grenzüberschreitenden Eisenbahn- und Güter­
kraftverkehr eingeführt werden; hier bringt die 
zweite Stufe dann aber, zumindest für den über­
sichtlichen Massengutverkehr, eine weitere ganz 
wesentliche Auflockerung durch den Übergang zu 
sog. R e f e r e n z m a r g e n t a r i f e n ,  die als 
veröffentlichte, aber unverbindliche Empfehlungen 
von Höchst- und Mindestpreisen anzusprechen 
sind. Abweichende Preise sind den Tarifaufsichts­
behörden allerdings mitzuteilen und von diesen 
zu publizieren. Für die internationale Binnenschiff­
fahrt sind solche Referenztarife schon in der 
ersten Stufe vorgesehen, während in dieser Zeit 
für den gesamten innerstaatlichen Verkehr noch 
volle Gestaltungsfreiheit, einschließlich der Beibe­
haltung von Festpreisregelungen, besteht. In der 
zweiten Stufe sollen dann aber auch hier zumin­
dest obligatorische Margentarife eingeführt wer­
den.

Außerdem sind von Anfang an unter bestimmten 
Voraussetzungen, besonders bei Wettbewerbs­
erfordernissen, längerfristigen Kontrakten und 
größeren Beförderungsmengen, Sonderverein­
barungen möglich, die den Tarifaufsichtsämtern 
mitzuteilen, von diesen aber nicht vorweg zu ge­
nehmigen sind. Auf der anderen Seite können 
aber von der Gemeinschaft oder auch von ein­
zelnen Regierungen bedarfsweise und vorüber­
gehend — besonders bei gravierender Unterbe­
schäftigung und extremem Wettbewerbsdruck — 
Referenztarife außer Kraft gesetzt und durch Min­
dest- o d e r  Höchstpreisregelungen ersetzt wer­
den.
Ein erster obligatorischer Margentarif ist inzwi­
schen durch eine Verordnung des Ministerrates 
vom 30. Juli 1968 für den grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr grundsätzlich zum 1. Januar

7) Zwar wurde die Ratszustimmung zur Gesamtvorlage insbe­
sondere durch den neuerlichen Einspruch der Niederlande auf 
die lange Bank geschoben; die Obereinkunft vom 22. Juli 1965 
zeigte sich aber doch a ls  tragfähig. Die Verzögerung  begünstigte 
im übrigen die notwendige Erörterung von Marktzutritts- und 
Kapazitätsfragen und stärkte damit letztlich die Basis für die 
nunmehr anlaufende preispolitische Reform.
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1969 beschlossen worden; die Ausführung der 
Verordnung durch einzelstaatliche Gesetze wird 
aber wohl zumindest eine halbjährige Verzöge­
rung eintreten lassen.

Schwerpunkte der Verkehrsordnungsreform

Die interessanteste und als Richtungshinweis wich­
tigste Neuerung der zweiten Margentarifvorlage 
ist die Einrichtung von Referenztarifen. Auf Anhieb 
mögen diese paradox und wie nutzlos verbrämter 
„freier Preiswettbewerb“ erscheinen. Dazu wäre 
aber anzumerken, daß sie in der ersten Umstel­
lungsstufe nur für den Marktbereich vorgesehen 
sind, auf dem bislang tatsächlich eine freie Preis­
bildung besteht und gegenüber Festpreisregelun­
gen vorgezogen wird, für die internationale Bin­
nenschiffahrt also. Die Beurteilung dieses Anwen­
dungsfalles hängt allerdings noch davon ab, ob 
Kartellregelungen der bisher tolerierten Art auch 
weiterhin möglich sein werden, wofür einiges 
spricht ®).
Im übrigen aber ist die vorgesehene Linie von 
Festtarifen über obligatorische Margentarife zu 
Referenzmargen in der Tat ein unter Beobachtung 
stehender und fallweise auch noch korrigierbarer 
Weg zur Preisbildungsfreiheit auf den Verkehrs­
märkten. An dieser Konsequenz gibt es nichts zu 
deuteln. Sie bringt, und das ist der entscheidende 
Punkt, die gemeinsame Überzeugung der Kom­
mission und der Regierungen zum Ausdruck, daß 
im Zuge des preispolitischen Systemwechsels für 
die meisten Verkehrsmärkte, und insbesondere 
auch für den grenzüberschreitenden Verkehr der 
Gemeinschaft, die Voraussetzungen einer funktio­
nierenden wettbewerbswirtschaftlichen Selbst­
steuerung geschaffen werden können.

Funktionsfähige Verkehrsmärkte

An erster Stelle steht dabei die Wegekostenrege­
lung. Hier sind die Methodenfragen und statisti­
schen Erhebungen zu einer Wegekostenrechnung 
inzwischen so weit abgeklärt, daß sich die ver­
kehrspolitischen Entscheidungen für eine schritt­
weise Harmonisierung der Kostenanlastung ab 
Sommer oder Herbst dieses Jahres anschließen 
sollten’). Dies aber würde zugleich die Bemühun­
gen um eine Eisenbahnsanierung auf eine neue 
und festere Basis stellen, vorausgesetzt, daß es 
gleichzeitig gelingt, Auftrag und Zielsetzung der

8) Die oben genannte Verordnung des Rates vom 19. Juli 1968 
über die Anwendung von Wettbewerbsregeln im Verl<ehr bietet 
so weitgehende Ausnahmen vom allgemeinen Kartellverbot, daß 
es in der Praxis wahrscheinlich nur zu einer losen Mißbrauchs­
aufsicht kommen kann.
’ ) Einer von der EWG-Kommission vorgelegten Musterlösung ent­
sprechend wird von den Mitgliedsstaaten sowohl eine Vollkosten- 
wie auch eine Grenzkostenrechnung angefertigt. Sehr umstritten 
smd bislang aber noch die Relevanz der Vollkostenrechnung und 
die Anlastungskrlterien.

Eisenbahnunternehmen im Sinne einer dominant 
eigenwirtschaftlichen Betriebsführung zu präzisie­
ren, den Umfang der politischen Auflagen einzu­
schränken und für die verbleibenden ergebnisver­
schlechternden Interventionen klare sowie nach 
Art und Umfang dem Wettbewerbskonzept ad­
äquate Erstattungsregelungen durchzusetzen '°). 
Dabei muß insbesondere der Komplex des Per­
sonennahverkehrs ausgesondert und der Beitrag 
der Eisenbahn in integrierte Programme städti­
scher und regionaler Verkehrsplanung eingefügt 
werden"). Bei der Binnenschiffahrt und beim 
Straßenkraftverkehr liegt die zentrale Aufgabe 
darin, durch Verbesserungen der Angebotsstruk­
turen und durch zunächst noch abgesicherte Lern­
prozesse funktionsfähige Märkte zu bilden bzw. 
sich bilden zu lassen. Kapazitätsschnitte, Markt­
zugangsregelungen und Sonderbeiastungen des 
Werkfernverkehrs sollten allein im Hinblick auf 
dieses Ziel erwogen, angefaßt und möglichst 
schnell wieder entbehrlich werden.

Keine Endlösung

Die Harmonisierungsentscheidung und die zweite 
Margentarifvorlage umreißen den Rahmen eines 
ordnungspolitischen Reformprogramms. Erfolg­
reich wird dieser Vorstoß aber nur dann sein, 
wenn aus dem Rahmen ein kohärentes Leitbild 
gemeinsamer Verkehrspolitik herauswächst, das 
ohne dogmatische Verklemmung, aber auch ohne 
von Einzelinteressen diktierte Voreingenommen­
heit am Antriebs- und Koordinierungssystem der 
Marktwirtschaft ausgerichtet ist. In diesem Prozeß 
ordnungspolitischer Präzisierung haben Margen­
tarife und Referenzmargen zugleich die Funktio­
nen des Sprungsbretts und der Alarmglocke: sie 
dringen auf Lockerung erstarrter Preisstrukturen, 
akzentuieren gleichzeitig aber die experimentelle 
Seite der Übergangs- und Anpassungsstufen. Sie 
haben insbesondere den Vorteil, daß mit ihnen 
preispolitische Reformschritte anlaufen können, 
ohne daß im Harmonisierungsbereich schon per­
fekte Lösungen auf der ganzen Linie realisiert 
sind. Margentarife bilden jedoch keine preispoli­
tische Endlösung, jedenfalls nicht als generelles 
Preisbildungssystem, weil ihre Konstruktionsweise 
tastend und im Grunde widersprüchlich ist. Sie 
bieten sich heute an, um ihre Überwindung vor­
zubereiten und möglich zu machen.

10) Einen ersten erfreulichen Schritt brachten in der Bundesrepu­
blik die vom Bundestag am 11. 12. 1968 beschlossenen Ände­
rungen des Bundesbahngesetzes. Der neupefaßte § 14 (Aufsichts­
recht des Bundesministers für Verkehr) stärkt die Selbständigkeit 
und Eigenverantwortlichkeit des Bundesbahnvorstands. Der neue 
§ 28a präzisiert und erweitert die Ausgleichsverpflichtungen des 
Bundes gegenüber der Bundesbahn.
1') Ansätze dazu bieten bereits die Finanzierungsverträge zur 
Einrichtung von S-Bahnen in Verdichtungsräumen, z. B. über den 
mehrgleisigen Ausbau im Ruhrgebiet, bei denen der Bundesbahn 
praktisch ein Besserungsanspruch eingeräumt ist.
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